
Aktenzeichen: 6 AZR 753/98 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 27. April 2000 

- 6 AZR 753/98 -

1. Arbeitsgericht Urteil vom 12. Februar 1998
Berlin - 60 Ca 45462/97 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 21. Juli 1998
Berlin -1 2  Sa 39 /98 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:

Tarifgeltung im Beitrittsgebiet

Gesetz:

Manteltarifvertrag für die Angestellten der Bundesanstalt für Arbeit vom 
21. April 1961 (MTA); Erster Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts 
- Manteltarifliche Vorschriften - (MTA-O) vom 10. Dezember 1990 § 1

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:

Fortsetzung der ständigen Rechtsprechung des Senats zum Geltungsbe­
reich des BAT-0 oder gleichlautenden Tarifbestimmungen und zur Ver­
gütung nach Rückkehr in das Beitrittsgebiet.
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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 753/98 
12 Sa 39/98 
Landesarbeitsgericht 
Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
27. April 2000

URTEIL
Schneider, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 27. April 2000 durch den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Armbrüster als 

Vorsitzenden, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Gräfl, den Richter am Bundesar­

beitsgericht Bock, die ehrenamtlichen Richter Schmidt und Schwarck für Recht er­

kannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Berlin vom 21. Juli 1998 -1 2  Sa 39/98 - wird 
zurückgewiesen.
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- 2 -

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

•j

Von Rechts wegen !

Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob auf das Arbeitsverhältnis der Klägerin über 

den 30. Juni 1997 hinaus der Manteltarifvertrag für die Angestellten der Bundesanstalt 

für Arbeit vom 21. April 1961 (MTA) oder der Erste Tarifvertrag zur Anpassung des 

Tarifrechts - Manteltarifliche Vorschriften - (MTA-O) vom 10. Dezember 1990 Anwen­

dung findet.

Die Parteien sind kraft Organisationszugehörigkeit tarifgebunden. Die Klägerin 

war am 22. Juli 1991 von der Beklagten eingestellt und zunächst in dem im ehemaligen 

Ostberlin gelegenen Arbeitsamt VI eingesetzt. Die Parteien schlossen am 10. Januar 

1992 einen schriftlichen Arbeitsvertrag, in welchem bestimmt wird, daß sich das Ar­

beitsverhältnis nach dem MTA-0 richte. Am 15. Oktober 1993 Unterzeichneten die 

Parteien eine Änderungsvereinbarung zu dem ursprünglichen Arbeitsvertrag, in der es 

heißt:

§ 1

§ 1 des Arbeitsvertrages wird mit Wirkung vom 01.10.93 wie 
folgt geändert:

Frau G H wird als vollbeschäftigte Angestellte auf unbestimmte 
Zeit beim Arbeitsamt II Berlin weiterbeschäftigt.

Das Arbeitsamt II Berlin war in Neukölln im ehemaligen Westberlin gelegen. 

Im Hinblick auf diese Tätigkeit der Klägerin wandte die Beklagte ab Oktober 1993 auf 

das Arbeitsverhältnis der Klägerin die Bestimmungen des MTA an. Nach der Zusam­

menführung der Arbeitsämter II und IX wird die Klägerin seit dem 30. Juni 1997 - mit 

ihren bisherigen Aufgaben - in der Auslagerung des neu geschaffenen Arbeitsamtes 

Berlin-Süd beschäftigt. Diese Auslagerung liegt im ehemaligen Ostberlin, während das 

Arbeitsamt Berlin-Süd seinen Sitz im ehemaligen Westberlin hat. Mit Schreiben der
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Beklagten vom 12. Juni 1997 teilte die Beklagte der Klägerin unter Hinweis auf das 

Urteil des erkennenden Senats vom 26. Oktober 1995 (-6 A Z R  125/95- BAGE81, 

207), das sog. „Feuerwehrurteil“, mit, daß auf ihr Arbeitsverhältnis ab Juli 1997 wieder 

die Bestimmungen des MTA-0 Anwendung finden. Demgegenüber wendet die Be­

klagte für die Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnisse im Gebiet der alten Bundeslän­

der bzw. dem ehemaligen Westberlin begründet worden sind, die Bestimmungen des 

MTA auch dann an, wenn diese nunmehr im ehemaligen Ostberlin arbeiten.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, auch nach ihrer Rückkehr in das 

östliche Tarifgebiet seien auf ihr Arbeitsverhältnis die Bestimmungen des MTA anzu­

wenden. Der Anspruch ergebe sich aus Tarifrecht. Des weiteren habe sie auch einen 

einzelvertraglichen Anspruch auf Anwendung des MTA, da arbeitsvertraglich die dau­

ernde Beschäftigung im Bereich des Arbeitsamtes II, somit im ehemaligen Westberlin 

vereinbart worden sei. Ihr Anspruch ergebe sich auch auf Grund notwendiger Gleich­

behandlung mit Arbeitnehmern, deren Arbeitsverhältnisse im Westteil der Stadt be­

gründet wurden.

Die Klägerin beantragt festzustellen,

daß für das Arbeitsverhältnis zwischen den Parteien auch ab 
30. Juni 1997 der MTA (West) sowie die diesen ergänzenden 
und ändernden Tarifverträge gelten.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung vertreten, das 

Arbeitsverhältnis richte sich nach der Rückkehr der Klägerin in das östliche Tarifgebiet 

wieder nach den Bestimmungen des MTA-O. Die übertarifliche Geltung des MTA sei 

nicht vereinbart worden. Eine Zusicherung über eine dauerhafte Beschäftigung der 

Klägerin im ehemaligen Westberlin sei nie abgegeben worden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihren 

Klageanspruch weiter. Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidunasaründe

Die Revision hat keinen Erfolg. Zu Recht haben die Vorinstanzen die Klage 

als unbegründet abgewiesen.
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Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden nach dem 30. Juni 1997 die Be­

stimmungen des MTA-0 Anwendung. Entgegen der Auffassung der Klägerin haben die 

Parteien arbeitsvertraglich keine davon abweichende Vereinbarung getroffen.

1. Nach § 1 MTA-0 gilt dieser Tarifvertrag für die Angestellten der Beklagten, 

deren Arbeitsverhältnisse in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages (fortan: EV) ge­

nannten Gebiet (Beitrittsgebiet) begründet sind. Das Arbeitsverhältnis der Klägerin ist 

in dem in Art. 3 EV genannten Gebiet begründet.

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Senats zu § 1 BAT-0 und zu gleichlau­

tenden Tarifbestimmungen ist ein Arbeitsverhältnis in dem in Art. 3 EV genannten Ge­

biet begründet, wenn dort der Grund der Entstehung des Arbeitsverhältnisses liegt und 

der Bezug zum Beitrittsgebiet gegenwärtig besteht. Wird ein Arbeitnehmer für eine 

Tätigkeit im Beitrittsgebiet eingestellt und wird er auf unbestimmte Zeit dort beschäftigt, 

sind diese Voraussetzungen gegeben (BAG 24. Februar 1994 - 6A ZR  588/93- 

BAGE 76, 57; 6. Oktober 1994 - 6 AZR 324/94 - BAGE 78, 108). Für den gegenwärti­

gen Bezug zum Beitrittsgebiet ist grundsätzlich die Lage des Arbeitsplatzes entschei­

dend (BAG 24. Februar 1994 - 6  AZR 588/93- BAGE 76, 57, 61; 6. Oktober 1994

- 6 AZR 324/94 - BAGE 78, 108, 112; 23. Februar 1995 - 6 AZR 614/94 - BAGE 79, 

215, 217; 20. März 1997 - 6 AZR 10/96 - BAGE 85, 322, 327 f.; 25. Juni 1998 - 6 AZR  

515/97 - AP TV Arb Bundespost § 1 Nr. 2  = EzA BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 76, 

zu I1 1 a der Gründe und - 6 AZR 475/96 - AP TV Arb Bundespost § 1 Nr. 1 -  EzA TVG 

§ 4  Geltungsbereich Nr. 12, zu I I 2  b bb der Gründe). Wird ein Arbeitnehmer, der für 

eine Tätigkeit im Beitrittsgebiet eingestellt wurde, vorübergehend auf nicht absehbare 

Zeit im Geltungsbereich des BAT beschäftigt, findet für die Dauer dieser Tätigkeit der 

BAT Anwendung. Nach Rückkehr auf einen Arbeitsplatz im Beitrittsgebiet unterfällt das 

Arbeitsverhältnis wieder dem BAT-0 (BAG 6. Oktober 1994 - 6 AZR 324/94- 

BAGE 78, 108; 23. Februar 1995 - 6 AZR 667/94 - BAGE 79, 224; 21. September 1995

- 6 AZR 151/95 - AP BAT-0 § 1 Nr. 6 = EzA TVG § 4 Geltungsbereich Nr. 11, zu III 2  

der Gründe; 26. Oktober 1995 - 6  AZR 125/95 - BAGE 81, 207, 209; 20. März 1997

- 6  AZR 10/96 - BAGE 85, 322, 329; 25. Juni 1998 - 6  AZR 515/97 - aaO, zu I1 1 c der 

Gründe).

b) Der Grund für die Entstehung des Arbeitsverhältnisses der Klägerin lag im 

Beitrittsgebiet. Das Arbeitsverhältnis wurde mit Wirkung zum 22. Juli 1991 begründet. 

Dementsprechend haben die Parteien in ihrem Arbeitsvertrag vom 10. Januar 1992
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unter § 2 vereinbart, daß das Arbeitsverhältnis sich nach dem MTA-0 bestimme. Der 

Bezug zum Beitrittsgebiet besteht gegenwärtig, da sich der Arbeitsplatz der Klägerin 

seit dem 30. Juni 1997 wieder im ehemaligen Ostberlin befindet. Seit diesem Zeitpunkt 

richtet sich das Arbeitsverhältnis nach den Regelungen des MTA-O. Lediglich während 

ihres Einsatzes im ehemaligen Westberlin fanden die Vorschriften des MTA auf das 

Arbeitsverhältnis Anwendung.

2. Ohne Rechtsfehler hat das Landesarbeitsgericht eine davon abweichende, für 

die Klägerin günstigere arbeitsvertragliche Vereinbarung verneint.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Beklagte habe in der Ände­

rungsvereinbarung vom 15. Oktober 1993 nicht die Anwendung des MTA mit rechtsbe­

gründender Wirkung vereinbart; vielmehr ergebe sich daraus lediglich, daß die Klägerin 

mit Wirkung ab dem 1. Oktober 1993 als vollbeschäftigte Angestellte auf unbestimmte 

Zeit beim Arbeitsamt II Berlin, im ehemaligen Westberlin gelegen, weiterbeschäftigt 

werde.

b) Diese Auslegung ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. Eine übertarifli­

che Zusage, daß die Beklagte das Arbeitsverhältnis mit der Klägerin unabhängig von 

den geltenden tariflichen Vorschriften auf Dauer - auch beim Einsatz der Klägerin mit 

Arbeitsort im ehemaligen Ostberlin - nach dem MTA richten wolle, ist der Änderungs­

vereinbarung nicht zu entnehmen.

3. Der MTA ist über den 30. Juni 1997 hinaus auch nicht deshalb auf das Ar­

beitsverhältnis der Klägerin anzuwenden, weil die Zuweisung des Arbeitsplatzes im 

ehemaligen Ostberlin gegen § 12 Abs. 2 MTA verstoßen hat.

Nach § 12 Abs. 2 MTA kann dem Angestellten im dienstlichen, betrieblichen 

oder öffentlichen Interesse mit seiner Zustimmung eine mindestens gleichbewertete 

Tätigkeit bei einer Einrichtung außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Ta­

rifvertrags oder bei einer anderen öffentlichen Einrichtung zugewiesen werden. Diese 

Tarifbestimmung trägt, ebenso wie § 123 a BRRG, dem verstärkten Bedürfnis zur Zu­

sammenarbeit mit internationalen und supranationalen Organisationen und mit ande­

ren Staaten Rechnung (vgl. Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese BAT Stand März 2000 

§ 12 Erl. 9  zum wortgleichen § 12 Abs. 2  BAT). Sie erfaßt daher die Zuweisung von 

Angestellten zu Einrichtungen im Ausland oder zu ausländischen Einrichtungen im 

Inland. Die Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes bei demselben inländischen Ar-
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beitgeber, wie im Streitfall die Übertragung einer Tätigkeit bei der Beklagten im ehema­

ligen Ostberlin, unterfällt dieser Bestimmung nicht, was übrigens auch aus der gleich­

lautenden Bestimmung des § 12 Abs. 2 MTA-0 zu schließen ist. Die Klägerin verkennt, 

daß dieser Arbeitsplatz im Geltungsbereich des MTA-0 liegt und sie die Vorausset­

zungen dieses Tarifvertrags erfüllt, weil ihr Arbeitsverhältnis im Beitrittsgebiet begrün­

det ist {vgl. Senatsurteil 20. Mai 1999 - 6 AZR 602/97 - nv., zum gleichlautenden § 9  

Abs. 6  Unterabs. 2  BMT-GII).

4. Die Klägerin wird gegenüber anderen Angestellten der Beklagten durch die 

Anwendung des MTA-0 auf ihr Arbeitsverhältnis nicht ohne sachlichen Grund ungleich 

behandelt.

a) Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet sowohl die sach- 

fremde Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer gegenüber anderen Arbeitnehmern 

in vergleichbarer Lage als auch die sachfremde Differenzierung zwischen Arbeitneh­

mern einer bestimmten Ordnung. Sachfremd ist eine Differenzierung, wenn es für die 

unterschiedliche Behandlung keine billigenswerten Gründe gibt, wenn also für eine am 

Gleichheitsgedanken orientierte Betrachtungsweise die Regelung als willkürlich anzu­

sehen ist {vgl. BVerfG 15. Oktober 1985 - 2  BvL 4/83 - BVerfGE 71, 39, 58). Im Bereich 

der Vergütung gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz zwar nur eingeschränkt, weil der 

Grundsatz der Vertragsfreiheit Vorrang hat. Anders ist dies jedoch, wenn der Arbeitge­

ber Leistungen nach einem erkennbar generalisierenden Prinzip aufgrund einer ab­

strakten Regelung gewährt. Von einer solchen Regelung darf er Arbeitnehmer nur aus 

sachlichen Gründen ausschließen {st. Rspr., vgl. BAG 19. August 1992 - 5 AZR 

513/91 - AP BGB §242  Gleichbehandlung Nr. 102 = EzA BGB §242  Gleichbehand­

lung Nr. 52, zu II 3 a der Gründe; 26. Oktober 1995 - 6 AZR 125/95 - BAGE 81, 207, 

21 Of.).

b) Die Klägerin hat keinen Anspruch darauf, mit Angestellten gleichbehandelt zu 

werden, deren Arbeitsverhältnisse in den alten Bundesländern begründet sind. Die 

Ungleichbehandlung gegenüber diesen Angestellten beruht nicht auf sachfremden Er­

wägungen der Beklagten.

Angestellte, deren Arbeitsverhältnisse in den alten Bundesländern begründet 

sind, unterfallen nicht dem Geltungsbereich des MTA-O, denn der Entstehungsgrund 

für ihre Arbeitsverhältnisse liegt nicht im Beitrittsgebiet. Sie wurden nicht für eine Tätig­

keit in dem in Art. 3 EV genannten Gebiet eingestellt, sondern für eine Tätigkeit in den

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


alten Bundesländern. Deshalb gelten für sie ausschließlich die Bestimmungen des 

MTA, und zwar auch dann, wenn sie später - vorübergehend oder auf nicht absehbare 

Zeit - im Beitrittsgebiet beschäftigt werden. Demgegenüber ist das Arbeitsverhältnis der 

Klägerin im Beitrittsgebiet begründet. Daran hat ihre Beschäftigung im ehemaligen 

Westberlin nichts geändert. Lediglich für die Dauer dieser Tätigkeit galten die Bestim­

mungen des MTA. Nach Rückkehr in das Beitrittsgebiet unterfällt das Arbeitsverhältnis 

wieder dem MTA-O.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Armbrüster Gräfl Böck

H. Schmidt R. Schwarck
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